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Einleitung 

I. Gegenstand der Arbeit  

Bis zur Reform der abgeleiteten Rechtsetzung durch den Vertrag von Lis-
sabon1 wurde die Europäische Kommission bei der Ausübung der ihr über-
tragenen Rechtsetzungsbefugnisse von sog. Komitologieausschüssen kon-
trolliert. Mehr als 260 Ausschüsse2, die sich aus nationalen Vertretern zu-
sammensetzten, sollten so als verlängerter Arm der Mitgliedsstaaten die de-
mokratische Rückbindung an den europäischen Gesetzgeber garantieren. Die 
im Rahmen der Komitologieverfahren erlassenen Rechtsakte machten dabei 
schätzungsweise 90 % des Gemeinschaftsrechts auf europäischer Ebene aus.3  

Seit seinem Entstehen in den frühen 1960er Jahren hat das Komitologie-
system dabei mehrere Neuerungen durchlaufen, die mit dem Vertrag von 
Lissabon (vorerst) zu einem Ende gekommen sind. Als Motor der Reform der 
abgeleiteten Rechtsetzung fungierte maßgeblich das Europäische Parlament: 
Spätestens mit Einführung des Mitentscheidungsverfahrens durch den Ver-
trag von Maastricht im Jahre 1992 kritisierte es in seiner gewachsenen Rolle 
als gleichberechtigter Mitgesetzgeber neben dem Rat seine fehlende Mitwir-
kungsmöglichkeit an der Komitologie. Mit seiner nicht nachlassenden Forde-
rung nach mehr Einfluss und Kontrolle im Rahmen der Übertragung von 
Durchführungsbefugnissen nach Art. 202 3. Sp. EGV trug das Parlament dab-
ei entscheidend zu der Umgestaltung des Komitologiesystems – von der Än-
derung bestehender Verfahrensmodalitäten bis hin zu seiner grundlegenden 
Neuausrichtung durch den Vertrag von Lissabon – bei.  

Das System hat dabei insgesamt drei große Reformen durchlaufen: Die 
durch den Komitologiebeschluss 19874 erstmalig geschaffene horizontale 
Regelung für das Ausschusswesen wurde nach Inkrafttreten des Vertrags von 

                                                 
1 Vertrag von Lissabon zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union und des 

Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, in Kraft getreten am 1.12.2009, 
ABl. EG 2007 C 306/01. 

2 Im Jahr 2009 lag die Zahl der Komitologieausschüsse bei einer Anzahl von 266, siehe 
hierzu den Bericht der Kommission über die Tätigkeit der Ausschüsse im Jahre 2009, 
KOM (2010) 354 endg. v. 2.7.2010. 

3 Szapiro, Revue du Droit de l’Union Européenne 2006, 545 (559). 
4 Erster Komitologiebeschluss 1987/373/EWG v. 13.7.1987, ABl. EG 1987 L 197/33. 



2 Einleitung  

Amsterdam durch erneuten Ratsbeschluss im Jahre 19995 grundlegend über-
arbeitet, wobei aus Gründen der Vereinfachung die bestehenden sieben Ver-
fahrensarten auf insgesamt drei Komitologieverfahren (Beratungs-, Ver-
waltungs- und Regelungsverfahren) reduziert wurden.6 Zudem wurden die 
Mitspracherechte des Parlaments vergrößert, um dessen erweiterten Recht-
setzungsbefugnissen Rechnung zu tragen.  

Die indes nach wie vor nur beschränkte Mitwirkung des Parlaments an den 
Komitologieverfahren führte 2006 erneut zu einer Überarbeitung des zweiten 
Komitologiebeschlusses durch die Einführung des sog. Regelungsverfahrens 
mit Kontrolle als neues, viertes Ausschussverfahren.7 Hierdurch erlangte das 
Parlament erstmals eine (fast) gleichwertige Stellung neben dem Rat, wenn-
gleich es dabei auf die Kontrolle der Kommission im Hinblick auf quasi-
legislative Maßnahmen zur Änderung von Basisrechtsakten, die im Mitent-
scheidungsverfahren angenommen wurden, beschränkt blieb. 

Die sicherlich substantiellste, dritte Reform des Komitologiesystems war 
indes bereits zuvor in dem 2004 unterzeichneten Verfassungsvertrag8 an-
gelegt. Dort war in Art. I-36 EVV und Art. I-37 EVV erstmals eine Auftrenn-
ung der abgeleiteten Rechtsetzung in legislative und exekutive Befugnisse 
vorgesehen. Aufgrund der gescheiterten Referenden in Frankreich und den 
Niederlanden trat der Verfassungsvertrag zwar bekanntlich nicht in Kraft;9 
das darin vorgesehene Regelwerk diente gleichwohl als Blaupause für die mit 
dem Vertrag von Lissabon eingeführten Kategorien delegierte Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte in Art. 290 AEUV und 291 AEUV.  

Die vorliegende Arbeit befasst sich daher mit den grundlegenden Änder-
ungen der mit den Vorarbeiten des Verfassungsvertrags eingeleiteten und mit 
dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon abgeschlossenen jüngsten Re-
form der abgeleiteten Rechtsetzung.  

Die unter Lissabon vorgenommene primärrechtliche Auftrennung in dele-
gierte Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte stellt die Ausübung abgeleite-
ter Rechtsetzungsbefugnisse durch die Kommission unter ein neues System 
der Kontrolle. Wurden bis zum Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon sämt-
liche an die Kommission nach Art. 202, 3. Sp. EGV übertragenen Rechtsakte 
durch Komitologieausschüsse kontrolliert, so findet nun eine Zweiteilung 
statt: Die formelle Kontrolle der Übertragung der Befugnis zum Erlass dele-
gierter Rechtsakte nach Art. 290 AEUV obliegt dem europäischen Gesetzge-

                                                 
5 Zweiter Komitologiebeschluss 1999/468/EG v. 28.6.1999, ABl. EG 1999 L 184/23. 
6 Der erste Komitologiebeschluss 1987/373/EWG sah ebenso ein Beratungs-, Rege-

lungs- und Verwaltungsverfahren vor, allerdings beinhalteten die letzteren beiden Verfah-
ren jeweils zwei Varianten mit unterschiedlichen Rechtsfolgen. 

7 Dritter Komitologiebeschluss 2006/512/EG v. 17.7.2006, ABl. EG 2006 L 200/11.  
8 Vertrag über eine Verfassung für Europa, ABl. EG 2004 C 310/01. 
9 Der Verfassungsvertrag sollte ursprünglich am 1.11.2006 in Kraft treten. 



 Einleitung 3 

ber in Form eines Widerrufs- und Einspruchsrechts10, während die mit Ver-
ordnung (EU) Nr. 182/2011 eingeführten neuen Komitologieverfahren im 
Rahmen der Durchführung nach Art. 291 Abs. 2 AEUV zur Anwendung ge-
langen.11 Art. 291 AEUV erweist sich somit als „Retter der Komitologie“, 
schränkt deren Anwendungsbereich aber gleichzeitig bedeutend ein, indem 
unter Lissabon nur noch die rein exekutive Durchführung zur Sicherstellung 
eines einheitlichen Vollzugs einer mitgliedsstaatlichen Kontrolle unterliegt. 
Demgegenüber wurde das Ausschusswesen aus dem Bereich der Übertragung 
delegierter Rechtsakte nach Art. 290 AEUV verbannt.12  

Bedeutet also die Auftrennung der bis zuletzt auf nur einer Rechtsgrund-
lage beruhenden Durchführungsmaßnahmen und quasi-legislativen Maßnah-
men das Ende der Komitologie, wie wir sie kennen? Was hat sich durch die 
Einführung der neuen Komitologieverfahren durch die neue Komitologiever-
ordnung im Vergleich zur bisherigen Rechtslage geändert? Und wurden mit 
dem Widerrufs- und Einspruchsrecht des europäischen Gesetzgebers geeigne-
te Instrumente der Kontrolle geschaffen, die den Wegfall des Ausschusswe-
sens bei dem Erlass delegierter Rechtsakte kompensieren?  

Jenes Spannungsfeld zwischen horizontaler Übertragung legislativer Be-
fugnisse einerseits und vertikaler Übertragung exekutiver Kompetenzen ande-
rerseits, das sich spiegelbildlich in den jeweiligen Kompetenzen der zur Kon-
trolle berufenen Akteure wiederfindet, gilt es nachfolgend darzustellen.  

II. Gliederung der Arbeit 

Die vorliegende Arbeit ist in zwei Teile untergliedert. In einem ersten Teil 
werden zunächst die Reformbemühungen des Europäischen Parlaments um 
mehr Mitwirkung und Einfluss im Rahmen der Komitologie behandelt. An-
schließend wird das alte Komitologiesystem vor dem Inkrafttreten des Ver-
trags von Lissabon einer kritischen Bewertung unterzogen, wobei sich der 
Verfasser darin weitestgehend auf die Betrachtung des mit dem zweiten Ko-
mitologiebeschluss 1999/468/EG eingeführten Regelungsverfahrens be-
schränkt. Den Schwerpunkt der Analyse bildet dabei die Anwendung des 
Verfahrens im Rahmen der hürdenreichen Zulassung genetisch veränderter 
Organismen (GVO) auf europäischer Ebene. Anhand einer Betrachtung des 
Zulassungsverfahrens soll das Spannungsfeld zwischen der effektiven Um-
setzung von Durchführungsbefugnissen einerseits und dem Versagen mit-
gliedsstaatlicher Kontrolle andererseits beschrieben werden, das bislang bei 
der Anwendung des Komitologieverfahrens in besonders sensiblen Politikbe-

                                                 
10 Art. 290 Abs. 2 AEUV. 
11 Art. 291 Abs. 3 AEUV iVm. VO (EU) Nr. 182/2011. 
12 Siehe allerdings hierzu Zweiter Teil C IV. 
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reichen zu Tage trat. Die hierbei herausgearbeiteten Defizite werden an späte-
rer Stelle der Arbeit erneut aufgegriffen, um der Frage nachzugehen, ob das 
durch die Komitologieverordnung eingeführte neue Prüfverfahren, welches 
das Regelungsverfahren vor Lissabon ablöst, zu einer Beseitigung jener Defi-
zite beitragen konnte. 

Mit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon hat sich die rechtliche 
Ausgestaltung für die Übertragung an und die Ausübung von Rechtsetzungs-
befugnissen durch die Kommission grundlegend geändert. Die neue Auf-
trennung in die Kategorien delegierte Rechtsakte und Durchführungsrechts-
akte im Vertrag von Lissabon bildet hierbei den Ausgangspunkt für eine 
Neuausrichtung der abgeleiteten Rechtsetzung, die insbesondere auch für das 
Ausschusswesen weitreichende Auswirkungen mit sich bringt. Der zweite 
Teil der vorliegenden Arbeit befasst sich daher ausführlich mit dem gefunde-
nen neuen Reglement, dessen Grundlage Art. 290 AEUV und 291 AEUV 
bilden.  

Darin wird zunächst die bisherige Dogmatik der Durchführungsrecht-
setzung durch die Kommission und die damit verbundene Kritik an der Über-
tragung von Durchführungsbefugnissen nach Art. 202, 3. Sp. EGV beschrie-
ben, die letztlich den Anstoß zu der bereits im Entwurf des Verfassungs-
vertrags angelegten Auftrennung in legislative und exekutive Befugnisse ge-
geben hat. Daran anschließend wird ein Überblick über die mit dem Vertrag 
von Lissabon eingeführte neue Kategorie Rechtsakte ohne Gesetzescharakter 
gegeben und der Versuch unternommen, diese mitsamt der hierunter fallen-
den Handlungsformen delegierte Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte in 
ein normhierarchisches Verhältnis innerhalb des Sekundärrechts zu setzen. 

Die Kategorie der delegierten Rechtsakte nach Art. 290 AEUV wird in der 
Folge ausführlich beschrieben, wobei die Abgrenzungsschwierigkeiten zu 
Art. 291 AEUV bei der Bestimmung des Anwendungsbereichs sowie die dem 
Gesetzgeber zur Verfügung stehenden Kontrollrechte den Schwerpunkt bil-
den.  

Zuletzt wird die Übertragung von Durchführungsbefugnissen nach Art. 
291 AEUV unter Zugrundelegung der hierfür geltenden Modalitäten durch 
die neue Komitologieverordnung behandelt. Dabei werden die mit der Ver-
ordnung eingeführten Änderungen gegenüber der alten Rechtslage vor Lissa-
bon beschrieben und einer Bewertung unterzogen, um Vor- und Nachteile der 
Reform insbesondere in Bezug auf das Ausschusswesen aufzeigen zu können. 
Die Aufnahme der gemeinsamen Handelspolitik als neuer, unter das Komito-
logieverfahren fallender Politikbereich sowie die Auswirkungen der Reform 
speziell auf das GVO-Zulassungsverfahren werden dabei gesondert behan-
delt.
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A. Das Europäische Parlament als Motor der  
Komitologiereform – Überblick über den  

Zuwachs parlamentarischer Befugnisse durch  
Reformbemühungen 

Die fortwährende Reformierung und Novellierung der Komitologie seit ihrem 
Entstehen in den 1960er Jahren ist größtenteils auf die nicht nachlassende 
Kritik des Europäischen Parlaments an der Ausgestaltung des Systems zu-
rückzuführen. So stand das Parlament dem Komitologiesystem von Beginn an 
kritisch gegenüber, was insbesondere auf den zunächst geringen Einfluss zu-
rückzuführen ist, den es auf die Verfahren hatte. Der nachfolgend beschrie-
bene Reformprozess beruhte daher maßgeblich auf dem Vorwurf, dass das 
System aufgrund der mangelnden Einbindung des Parlaments demokratisch 
defizitär sei.  

I. Gründe für einen Zugewinn demokratischer Kontrolle 

Der erste Komitologiebeschluss vom 13.07.19871 sah keinerlei Einfluss-
möglichkeit des Parlaments im Rahmen der darin geregelten Verfahren vor, 
was dazu führte, dass dieses im Wege einer Nichtigkeitsklage vor dem EuGH 
die Aufhebung des Beschlusses erreichen wollte. Mit Entscheidung vom 27. 
September 19882 wies der EuGH die Klage des Parlaments jedoch als unzu-
lässig ab. Noch vor der Entscheidung des EuGH konnte sich das Parlament 
aber zumindest im Wege eines Übereinkommens ein gewisses Maß an Betei-
ligung erkämpfen: mittels einer Vereinbarung in Form eines Briefwechsels3 
zwischen dem damaligen Parlamentspräsidenten Henry Plumb und dem da-
maligen Kommissionspräsidenten Jaques Delors verpflichtete sich die Euro-
päische Kommission, ihre Entwürfe zu legislativen Entscheidungen nicht nur 
den jeweiligen Komitologieausschüssen, sondern gleichzeitig auch dem Par-
lament zuzuleiten.  
                                                 

1 Komitologiebeschluss 1987/373/EWG. 
2 EuGH, Urt. v. 27.9.1988 – Rs. 302/87 (Parlament/Rat), Slg. 1988, I-5615. 
3 Briefwechsel „Plumb-Delors“ v. 1988 über die Modalitäten der Unterrichtung des Eu-

ropäischen Parlaments. 
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Trotzdem verschärfte sich der interinstitutionelle Konflikt mit Einführung 
des Mitentscheidungsverfahrens durch den am 1.1.1993 in Kraft getretenen 
Vertrag von Maastricht. Das Parlament als nunmehr gleichwertiger Mit-
gesetzgeber neben dem Rat sah spätestens zu diesem Zeitpunkt die alleinige 
Übertragung von Durchführungsbefugnissen durch letzteren ohne gleich-
berechtigte Beteiligung als nicht mehr hinnehmbar an; dabei sah es sich eines 
Teils seiner Gesetzgebungsbefugnisse beraubt, ohne dass es diesen Verlust im 
Wege der Kontrolle der Kommission hätte kompensieren können bzw. dür-
fen. Mit Entschließung vom 16.12.1993 stellte das Parlament daher ausdrück-
lich klar, dass die volle Verantwortung für normative Rechtsakte im Mitent-
scheidungsverfahren nach Art. 189b EGV beim europäischen Gesetzgeber 
liege und damit folglich auch die Ausübung der politischen Kontrolle bei der 
Übertragung von Durchführungsbefugnissen auf die Kommission gemeinsam 
erfolgen müsse.4  

Um der Forderung des Parlaments nach Gleichbehandlung im Bereich der 
Durchführungsrechtsetzung nachzukommen, wurde am 20.12.1994 ein sog. 
Modus vivendi5 zwischen den drei Institutionen geschlossen.6 Darin wurde 
eine Stärkung der Informationsrechte des Parlaments vereinbart und man 
räumte diesem erstmals das Recht ein, Stellungnahmen zu den Entwürfen der 
Kommission abzugeben, denen diese möglichst weitgehend Rechnung tragen 
sollte. Die ausdrücklich7 nur vorübergehende Vereinbarung, die bis zum Er-
arbeiten einer dauerhaften Lösung im Rahmen der Regierungskonferenz 1996 
gelten sollte, ließ das vom Parlament geforderte Recht zur Ablehnung von 
Durchführungsmaßnahmenentwürfen und damit eine ernsthafte Kontrolle der 
Kommission indes nach wie vor vermissen. Die Einräumung eines solchen 
Rechts wurde in dem Bericht der Reflexionsgruppe8 zur Vorbereitung der 
Regierungskonferenz 1996 zwar erneut diskutiert, in dem hieraus resultieren-

                                                 
4 Entschließung des EP v. 16.12.1993 zu den mit Inkrafttreten des Vertrags über die Eu-

ropäische Union zu erwartenden Problemen mit dem Ausschusswesen, ABl. EG 1994 C 
20/176, Erwägungsgrund (G): „[...] dass bei der Durchführung eines gemeinschaftlichen 
Rechtsakts durch die Organe der Union dessen Gemeinschaftscharakter in jeder Hinsicht, 
auch in Bezug auf die Modalitäten seiner Durchführung, gewahrt bleiben muss [...]“. 

5 Modus vivendi v. 20.12.1994 zwischen EP, Rat und Kommission betreffend die Maß-
nahmen zur Durchführung der nach dem Verfahren des Artikels 189b EG-Vertrag erlasse-
nen Rechtsakte, ABl. EG 1996 C 102/1. 

6 Auslöser für die Vereinbarung war die Blockade des Vorschlags einer Richtlinie zur 
Einführung des offenen Netzzugangs (ONP) beim Sprachtelefondienst, da sich das Parla-
ment nicht auf die Anwendung des Ausschussverfahrens ohne eigene Beteiligung einigen 
wollte, KOM (92) 247 endg. v. 27.8.1992; siehe hierzu Demmke/Haibach, DÖV 1997, 710 
(712). 

7 Modus vivendi v. 20.12.1994, ABl. EG 1996 C 102/1, Punkt 3. 
8 Bericht der Reflexionsgruppe v. 5.12.1995, SN 520/95 (REFLEX 21), 127. 
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den9 Vorschlag10 der Kommission, der den ersten Komitologiebeschluss ablö-
sen sollte, letztlich jedoch nicht berücksichtigt.  

II. Der zweite Komitologiebeschluss 1999/468/EG –  
Stärkung der Informationsrechte des Europäischen  

Parlaments und Einführung eines relativen Veto-Rechts 

Der neue zweite Komitologiebeschluss, der am 28. Juni 1999 vom Rat ange-
nommen wurde11, berücksichtigte die Forderungen12 des Europäischen Parla-
ments nur teilweise. So wurden zwar dessen Informationsrechte gefestigt, 
indem diese erstmals im Komitologiebeschluss anstelle der bis dato geltenden 
interinstitutionellen Übereinkünfte festgeschrieben wurden.13 Die Forderung 
des Parlaments14, eine Durchführungsmaßnahme aus rein politischen Erwä-
gungen widerrufen zu können, blieb hingegen erneut unberücksichtigt; viel-
mehr konnte es anhand einer mit Gründen versehenden Entschließung ledig-
lich erklären, dass ein Maßnahmenentwurf der Kommission über die im Ba-
sisrechtsakt vorgesehenen Durchführungsbefugnisse hinausgehe15, mit der 
Folge, dass der Entwurf von der Kommission geprüft wurde. Letzterer war es 
jedoch unbenommen, das Komitologieverfahren unverändert fortzusetzen.16 

                                                 
9 Vertrag von Amsterdam, ABl. EG 1997 C 340/1, Erklärung Nr. 31 zu dem Beschluss 

des Rates v. 13.7.1987: „Die Konferenz fordert die Kommission auf, dem Rat bis spätes-
tens Ende 1998 einen Vorschlag zur Änderung des Beschlusses des Rates vom 13. Juli 
1987 [...] zu unterbreiten.“  

10 KOM (1998) 380 endg. v. 24.6.1998. 
11 Komitologiebeschluss 1999/468/EG. 
12 Siehe die beiden Aglietta-Berichte des EP: Bericht des EP v. 30.3.1999 über den Vor-

schlag für einen Beschluß des Rates zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der 
der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse, A4-0169/99; Bericht des EP v. 
3.8.1998 über die Änderung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission über-
tragenen Durchführungsbefugnisse – „Komitologie“ (Beschluß des Rates vom 13. Juli 
1987), A4-0292/98. 

13 Art. 5 Abs. 5, Art. 7 Abs. 3 Komitologiebeschluss 1999/468/EG. 
14 Schlussfolgerung Nr. 4 des Berichts des EP v. 30.3.1999, A4-0169/99. 
15 Siehe hierzu beispielsweise die Entschließung das EP zur Zulassung der genetisch 

veränderten Maissorte 1507 v. 7.1.2014, B7-0007/2014.  
16 Art. 8 Komitologiebeschluss 1999/468/EG. 
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III. Das Europäische Parlament (fast) auf Augenhöhe  
mit dem Rat – Einführung des Regelungsverfahrens 

 mit Kontrolle, Art. 5a Komitologiebeschluss 2006/512/EG  

Nach Inkrafttreten des zweiten Komitologiebeschlusses in 1999 wurde der 
Reformprozess zur Komitologie weiter fortgesetzt. In Ihrem Weißbuch „Eu-
ropäisches Regieren“ plädierte die Kommission dafür, Parlament und Rat bei 
der Kontrolle der Ausübung von Durchführungsbefugnissen auf gleiche Au-
genhöhe zu stellen.17 Nach den ablehnenden Referenden in Frankreich und 
den Niederlanden zum Verfassungsvertrag in 2005, die den Versuch einer 
neuen Unterteilung abgeleiteten Rechts in Form von delegierten Verordnun-
gen und Durchführungsbeschlüssen unter gleichwertiger Mitwirkung des 
Parlaments scheitern ließen18, forderte das Parlament erneut durchgreifende 
Reformen im Bereich der Komitologie. Das „institutionelle Vakuum“19, das 
zwischen den Arbeiten des Konvents und dem Inkrafttreten des Vertrags von 
Lissabon entstand, führte in der Folge zu einem weiteren Ratsbeschluss in 
2006, der den Komitologiebeschluss einmal mehr durch die Einführung des 
Regelungsverfahrens mit Kontrolle änderte. 

Das Regelungsverfahren mit Kontrolle sollte zur Anwendung gelangen, 
wann immer der europäische Gesetzgeber im Mitentscheidungsverfahren der 
Kommission die Befugnis zum Erlass von Durchführungsmaßnahmen mit 
allgemeiner Tragweite übertragen wollte. Das Verfahren räumte dem Parla-
ment erstmals ein substanzielles Mitspracherecht ein, indem es den Erlass 
einer Maßnahme ablehnen konnte, wann immer diese über die erteilten 
Durchführungsbefugnisse hinausging, mit Ziel und Inhalt des ermächtigenden 
Basisrechtsakts unvereinbar war oder gegen die Grundsätze der Subsidiarität 
und der Verhältnismäßigkeit verstieß.20 Die Einführung des Verfahrens 
brachte somit die bis dahin wichtigsten Änderungen für das Parlament im 
Rahmen der abgeleiteten Rechtsetzung mit sich und komplettierte das Komi-
tologiesystem, das nunmehr aus insgesamt vier zur Anwendung gelangenden 
Verfahren bestand. Als Ausgangspunkt der mit Inkrafttreten des Vertrags von 
Lissabon erfolgten substantiellen Reform der abgeleiteten Rechtsetzung dien-
te indes nicht das Regelungsverfahren mit Kontrolle, sondern vielmehr der 
europäische Verfassungsvertrag, der die Vorlage für die systematische Auf-

                                                 
17 Weißbuch „Europäisches Regieren“, KOM (2001) 428 endg. v. 25.7.2001, S. 41: 

„Folglich sollten Rat und Europäisches Parlament auch bei der Überwachung der Art und 
Weise, in der die Kommission ihre Exekutivfunktion wahrnimmt, eine gleichberechtigte 
Rolle spielen.“ 

18 Siehe hierzu Zweiter Teil A I. 
19 Töller, Integration 2013, 213 (218). 
20 Art. 5a Abs. 3 b) Komitologiebeschluss 2006/512/EG. 
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